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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Rosi Stein-
berger, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl, Markus Ganserer, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, 
Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Regionalität und Dezentralität fördern – nachhaltiges Schlacht-
hofkonzept vorlegen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ein Schlachthofkonzept für 
Bayern vorzulegen mit dem Ziel, eine Zunahme von immer größeren 
Schlachthöfen zu verhindern sowie den Erhalt bzw. die Schaffung von 
kleineren, regionalen, kommunalen, dezentralen und gut überwachba-
ren Schlachtstätten in überschaubarer Größenordnung zu gewährleis-
ten. Insbesondere soll das Konzept die Bereiche hohe Tierschutz-
standards, Arbeitnehmerrechte, kurze Wege, Kontrollierbarkeit und re-
gionale Wertschöpfung umfassen und Möglichkeiten aufzeigen, wie 
unter Berücksichtigung dieser Bereiche regionale und dezentrale 
Schlachthöfe gefördert werden können sowie mögliche Alternativen 
zu den bisherigen Schlachtungsformen und -abläufen darstellen. 

 

 

Begründung: 

In Bayern ist eine Konzentration immer größerer Schlachthöfe festzu-
stellen. Kleine und mittlere Betriebe dagegen schließen seit Jahren. 
Studien belegen, dass das Tierwohl, aber auch Arbeitnehmerrechte 
und oftmals auch die Einhaltung der Hygienevorschriften mit der Grö-
ße der Schlachthöfe abnehmen. Gleichzeitig wächst der Widerstand 
in der Bevölkerung gegen große Tierhaltungs- und Schlachtanlagen. 
Die kleineren und mittleren Schlachtbetriebe sind ein wichtiger Bau-
stein für den Erhalt und den Ausbau einer regionalen Wertschöp-
fungskette. Sie stehen für kurze Transportwege und ermöglichen die 
handwerkliche Fleischverarbeitung mit einer hohen Produktqualität. 
Durch die Entwicklungen im Bereich von mehr Tierschutz bzw. einer 
nachhaltigen Nutztierhaltung entlang der Produktionskette ergeben 
sich neue Chancen und Herausforderungen. Diese können durch eine 
regionale Schlachtstruktur genutzt und erfüllt werden. Um eine dezen-
trale, regionale und kleinteilige Schlachthofstruktur nachhaltig fördern 
zu können, bedarf es eines Konzepts, dass unter Berücksichtigung 
der rechtlichen Vorgaben Wege zur Umsetzung aufzeigt. 



Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache
17/13353 – das ist der Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Gegenstimmen bitte! – CSU und FREIE WÄHLER.
Enthaltungen? – Das ist die SPD-Fraktion. Damit ist
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen
17/13312 mit 13317 sowie 17/13354 mit 13356 wer-
den in die zuständigen federführenden Ausschüsse
überwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 a auf:

Erste Lesung
zu Gesetzentwürfen, die ohne Aussprache an die
federführenden Ausschüsse überwiesen werden
sollen

In der Tagesordnung sind die zur Überweisung anste-
henden Gesetzentwürfe mit den als federführend an-
gesehenen Ausschüssen aufgeführt. Gibt es hinsicht-
lich dieser Zuweisungsvorschläge noch
Änderungswünsche? – Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur Beschlussfassung über die Zuwei-
sungen. Wer mit der Überweisung an die zur Feder-
führung vorgesehenen Ausschüsse einverstanden ist,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle
Fraktionen. Ich gehe von keinen Gegenstimmen und
keinen Enthaltungen aus.

Dann komme ich zum Tagesordnungspunkt 6 e:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen
Naturschutzgesetzes (Drs. 17/13146)
- Erste Lesung -

Da gibt es eine Einigung der Fraktionen, dass auch
dieser Tagesordnungspunkt ohne Aussprache erfol-
gen kann. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem
Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz als fe-
derführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht
damit Einverständnis? – Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Horst Arnold, Florian von Brunn u.
a. und Fraktion (SPD)
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des
Grundstückverkehrsgesetzes und des
Landpachtverkehrsgesetzes (Drs. 17/13065)
- Erste Lesung -

Die SPD-Fraktion verbindet Begründung und Aus-
sprache miteinander. Damit hat die SPD elf Minuten

Redezeit. Ich eröffne damit sogleich die Aussprache
und erteile Herrn Kollegen Arnold das Wort. Bitte sehr.

Horst Arnold (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert)
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf berührt eine
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Grund-
stückverkehrsgesetzes und des Landpachtverkehrs-
gesetzes und beruht insbesondere darauf, dass das
Grundstückverkehrsgesetz in diesem Zusammenhang
vorsieht, den Flächenverbrauch und die Kleinteiligkeit
von landwirtschaftlichen Flächen in Bayern bzw. in
Deutschland zu erhalten. Dafür gibt es eine dringende
Notwendigkeit, die darin besteht, auf der einen Seite
den Fortbestand des land- und forstwirtschaftlichen
Betriebswesens zu sichern, auf der anderen Seite
Schutz zu bieten vor dem Ausverkauf entsprechender
Flächen – man spricht in diesem Zusammenhang von
mikroökonomischen Motivationen –, die Agrarstruktur
insgesamt zu schützen und makroökonomisch – das
wird immer wichtiger – die Ernährung regional zu si-
chern. Diese drei Punkte sind notwendig.

(Beifall bei der SPD)

Zu diesem Zweck besteht die Möglichkeit für die Län-
der, entsprechend Genehmigungsflächen festzulegen.
Bislang müssen in Bayern Grundstücksverkäufe im
landwirtschaftlichen Bereich erst ab zwei Hektar über-
haupt genehmigt werden. Viele Dinge bleiben deswe-
gen außen vor. Wir haben dies zum Anlass genom-
men, in unserem Gesetzentwurf zu fordern, dass zum
einen die Genehmigungsfläche auf 0,5 Hektar herab-
gesetzt wird und zum anderen die Schutzfrist für die
Beurteilung dieser Fläche auf drei Jahre festgelegt
wird, um etwaige Umgehungstatbestände im zeitli-
chen Ablauf einzugrenzen. Dieser Schutz ist mehr
denn je notwendig.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Die jüngsten Krisen in der Landwirtschaft haben näm-
lich zu einer Strapazierung der finanziellen Reserven
der Erzeugerinnen und Erzeuger geführt. Wir haben
uns lang und breit mit der Problematik der Milchkrise
auseinandergesetzt, die noch nicht zu Ende ist. Die
Kosten in diesem Bereich steigen und machen es
immer wieder erforderlich, Grundstücksverkäufe zu
generieren, um überhaupt einen Cashflow für den lau-
fenden Betrieb zu sichern. Auf der anderen Seite wis-
sen wir, dass die Vermögenspolitik und die Zinspolitik,
die wir oft in diesem Haus besprochen haben, dazu
führen, dass sich immer mehr Investoren, auch land-
wirtschaftsfremde Institutionen, in Investitionen in
Grund und Boden flüchten bzw. versuchen, dort ihr
Geld zu parken. Aufgrund dessen ist es nicht verwun-
derlich, dass die Preise in die Höhe schnellen und die
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Rosi Steinberger u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/13317 

Regionalität und Dezentralität fördern - nachhaltiges Schlacht-
hofkonzept vorlegen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Rosi Steinberger 
Mitberichterstatter: Alexander Flierl 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz federführend zugewiesen. Der Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat den 
Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 58. Sitzung am 20. Oktober 2016 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 51. Sitzung am 23. Novem-
ber 2016 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig 
Hartmann, Rosi Steinberger, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Ka-
tharina Schulze, Gisela Sengl, Markus Ganserer, Dr. Christian 
Magerl, Thomas Mütze, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/13317, 17/14407 

Regionalität und Dezentralität fördern – nachhaltiges Schlacht-
hofkonzept vorlegen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummer 2 und die Nummer 24 der Anla­

ge. Das sind der Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER betreffend "Bayerische Medien­

vielfalt stärken: Marginalisierung des Regionalfernsehens entgegenwirken" auf Druck­

sache 17/11720 und der Antrag der SPD auf Drucksache 17/11422 betreffend 

"Förderung des lokalen und regionalen Fernsehens", die gemeinsam mit dem Tages­

ordnungspunkt 10 – das ist der Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des 

Mediengesetzes – beraten werden sollen.

(...)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt folgt noch die Abstimmung über die 

Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – 

Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag 

diese Voten.

Protokollauszug
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